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Beilage zu Nr . 27 der Karlsruher Zeitung.
Sormtag , 1 . Februar 1880 .

Badischer Landtag .

Karlsruhe , 30. Jan . 8 . öffentliche Sitzung der Ersten
Kammer unter Vorsitz des Präsidenten Obkircher .

Am Regierungstisch : der Präsident des Finanzministe¬
riums , Geheunerath Ellstätter , Justizministerial -Präsi-
dent 1)r . Grimm , die Ministerialräthe Eisenlohr und
Glöckner , Ministerialassessor Buchenberger .

Ihr Ausbleiben aus heutiger Sitzung haben entschuldigt
Seme Großh . Hoheit Prinz Karl , Se . Erlaucht Graf
Leiningen - Billigheim und Prälat Doll .

Der Vorsitzende verkündet , daß von der Zweiten
Kammer Mittheilungen eingekommen seien betreffend das
Budget der Oberrechnungskammer und das Budget des
Ministeriums des Großh . Hauses und der Justiz. Die¬
selben gehen an die Budgetkommission .

Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt Geheimerath
Knies den Antrag, die Budgetkommission aus Anlaß der
Berathung des Gesetzes den Staatsvoranschlag und die
Verwaltung der Staats - Einnahmen und -Ausgaben betref¬
fend um zwei weitere Mitglieder zu verstärken . Dieser
Antrag findet die Zustimmung des Hauses und bemerkt
der Präsident , daß die Wahl am Schluffe der Sitzung
werde vorgenommen werden.

Auf der Tagesordnung steht zunächst die nochmalige Be¬
richterstattung und Berathung über den Gesetzentwurf
Maßregeln gegen die Reblaus -Krankheit betreffend , von
welchem (siehe unseren Bericht vom 24. d . Mts .) die HZ 8
und 9 an die Kommission zu nochmaligerBerathung zurück¬
verwiesen worden waren .

Zu Z 8 erhält zunächst der Berichterstatter Frhr . v . Bod -
man das Wort : Die durch zwei Mitglieder verstärkte
Kommission habe nach nochmaliger eingehender Berathung
den Beschluß gefaßt , dem in der letzten Sitzung von Ge¬
heimerath Bluntschli gemachten Vorschlag , sür den Be¬
trag der Vergütung den Rechtsweg offen zu lassen, beizu¬
treten , und es stelle dieselbe daher den Antrag , .den Z 8
wie folgt zu fassen :

„Der Betrag der Vergütung wird durch Schätzung
von drei durch das Bezirksamt zu ernennenden und
eidlich zu verpflichtenden unbetheiligten Sachverständi¬
gen ermittelt und von der oberxn Verwaltungsbehörde
vorbehaltlich des Rechtswegs festgestellt."

Nachdem Redner nochmals die Gründe dargelegt, welche
für eine derartige Behandlung sprechen , richtet derselbe
noch an den Vertreter der Großherzogl. Regierung die
Bitte, sich darüber auszusprechen , wie sich die Großh . Re¬
gierung die Festsetzung der Entschädigung für gesunde
Reben denke .

Ministerialassessor Buchenberger . Was zunächst die
vom Herrn Berichterstatter gestellte Anfrage betreffe , so
sei im Gesetze eine bestimmte Direktive für die Abschätzung
nicht gegeben, weil es zweckmäßig erschien, die Feststellung
der Entschädigung im einzelnen Falle dem Ermessen der
Experten zu überlaffen. Im Allgemeinen werde in dieser
Beziehung Rücksicht zu nehmen sein auf die Verschieden¬
heit des Werthes der Grundstücke in Bezug auf deren Lage
und in Bezug auf die Qualität der Reben, sowie auch
darauf , welche Zeit voraussichtlich verstreichen wird , bis
das betreffende Grundstück bei Wiederanpflanzung wieder
einen Ertrag abwirst. Eine bestimmte Direktrve gebe
auch das preußische Gesetz nicht. Die Befürchtung, wie sie
hie und da schon laut geworden sei , es könne ohne eine
solche Direktive leicht Vorkommen, daß die Sachverständigen
nur den Holzwerth der Reben als Vergütung festsetzen ,
würde in Wahrheit nicht Platz greifen dürfen ; denn die
Sachverständigen würden die Reben zu erachten haben
als den Träger einer Frucht und es würden in Rücksicht
zu ziehen sein die Roh- und Reinerträgnisse, die der Reb¬
berg -Besitzer aus seinen Reben zieht .

Er wende sich nunmehr zu dem Abänderungs - ,
Vorschlag selbst, gegen welchen er lebhafte Bedenken ^
habe. Bereits in der vorigen Sitzung sei von Sei - !
ten der Großherzoglichen Regierung darauf hingewiesen ^
worden , wie das auf dem letzten Landtage votirte Gesetz ^
vom 30 . Januar 1879 über die Entschädigung für die ^
wegen Rotz oder Lungenseuche auf polizeiliche Anordnung ^
getödteten Thiere den gleichen Grundsatz enthalte, daß die ^
endgiltige Entscheidung über den Betrag der Vergütung ,
der Verwaltungsbehörde zustehen soll. Das vorlie- >
gende Gesetz gehe aber wie das soeben angeführte da¬
von aus , daß von einem Rechtsansprüche des Einzel¬
nen gegenüber dem Staate nicht die Rede sein kann , son¬
dern daß cs vornehmlich Gründe der Billigkeit sind —
in zweiter Reihe Gründe der Zweckmäßigkeit, — welche
die Gewährung einer Entschädigung rechtfertigen . Wenn
geltend gemacht werde, daß bei Offenhaltung des Rechts¬
weges den Rebbesitzern eine größere Garantie für eine
richtige Abmessung der Vergütung gegeben sei , so müsse
dem entgegen gehalten werden , daß ja auch die Gerichte
— wie die Verwaltungsbehörde — bei ihrer Entscheidung
auf das Gutachten von Sachverständigen angewiesen sind .
Er bitte um Ablehnung des Kommissionsantrages und um !

j Annahme dieses Paragraphennach der Regierungsvorlage .
^

! Geheimerath Bluntschli : Die Frage , welche Entschä¬
digung dem Eigenthümer wegen eines an seinem Eigen¬
thum erlittenen Schadens zukomme, sei unter allen Um¬
ständen Rechtsfrage . Die Kommission habe auch die
früheren Gesetze, insbesondere jenes vom 30 . Jan . 1879,
in Betracht gezogen , sei aber zu dem Resultate gelangt,
daß die dorthin gehörigen Fälle wesentlich verschieden sind ^
von den hier in Frage stehenden und daß eine verschieden - ^
artige Behandlung geboten ist , was Redner näher aus-

- führt .
! Graf von Berlich ingen ist mit dem Kommissions -
! antrag ebenfalls einverstanden und möchte nur noch darauf

Hinweisen , daß ein wesentlicher Unterschied zwischen dem
'

Gesetze vom 30 . Jan . 1879 und dem vorwürfigen darin
liege, daß bei letzterem der Staat entschädigt , während
bei elfterem die Gesammtheit der Thier besitz er es ist,

! welche die Entschädigung gewährt.
,

Kreis- und Hofgerichts -Präsident a . D . Prestinari
glaubt , daß es dem bei uns geltenden Grundsätze der
Trennung der Justiz und der Verwaltung widersprechen
würde, wenn die Verwaltungsbehörden über die Entschä¬
digungsstage endgiltig zu befinden hätten. Die definitive
Entscheidung komme aber seines Erachtens nicht den bür¬
gerlichen Gerichten , sondern , da es sich um Ansprüche
aus Maßregeln , welche im öffentlichen Interesse vor¬
genommen worden seien , mithin um Fragen öffentlich
rechtlicher Natur handle, dem Verwaltungsgerichtshofe zu .
Vielleicht könnte bei der heutigen Berathung über
das Gesetz , den Verwaltungsgerichtshof und das verwal¬
tungsgerichtliche Verfahren beetreffend wo ja doch die Frage
der Erweiterung der Kompetenz des Verwaltungsgerichts -
hofes zu erörtern sei , auch darüber Beschluß gefaßt wer¬
den , daß die Entscheidung über Ansprüche auf Grund
des vorwürfigen Gesetzes diesem Gerichtshöfe zugewiesen !
würde.

Hostath Behaghel tritt der Auffassung des Vorredners l
entgegen . Es sei lediglich ein bürgerliches Forderungs¬
recht, das hier in Frage stehe , und die gleichen Gründe ,
welche für den Vorbehalt des bürgerlichen Rechtsweges
an sich sprächen , führten auch dahin , daß es nur ein
bürgerliches Gericht sein kann, welches über die Ent¬
schädigung zu entscheiden hat.

Verwaltungsgerichtshofs - Präsident Schwarzmann :
Die Entscheidung über diese Fragen gehöre vor die Ci -
vilgerichte . Es handle sich um das Mein und Dein.
Der Fall liege gerade so wie beim Expropriationsgesctze,

wo der Private gezwungen werde , sein Eigenthum für
die Zwecke der Gesammtheit herzugeben .

Präsident Prestinari : Wenn man bei Erlassung des
Expropriationsgesetzes schon Verwaltungsgerichte gehabt
hätte, würde man vielleicht an diese den Streit über die
Enschädigung verwiesen haben.

Geheimerath Bluntschli : Bei Expropriationsstreitig-
keiten sei zu unterscheiden , ob die Abtretungspflicht
oder ob die Höhe der Entschädigungssumme be¬
stritten ist. Nur im ersteren Falle liege eine öffentlich
rechtliche Frage vor, wenn aber die Abtretungspflicht fest¬
stehe und nur über die Höhe der Entschädigungssumme
gestritten werde, so gehöre ein solcher Streit vor die Ci-
vilgerichte.

Hostath Behaghel erinnert daran , daß schon unser
Landrecht in L .R .S . 545 den Grundsatz aufftelle , daß
Niemand gezwungen werden kann , sein Eigenthum abzu¬
treten , es sei denn um des öffentlichen Nutzens willen
und nach vorausgegangener Entschädigung . Das Expro¬
priationsgesetz sei nur eine Ausführung dieses Grund¬
satzes . Es könne also kein Zweifel darüber bestehen, daß
man es hier, wo ja im Grunde der gleiche Fall vorliegt,
mit Ansprüchen zu thun hätte, welche vor dem bürgerlichen
Richter auszutragen seien.

Nachdem Minrsterialassessor Buchenberger noch ein¬
mal für den Vorschlag der Regierung eingetreten , Ge¬
heimerath Bluntschli und Geheimerath Knies da¬
gegen für den Kommissionsantraggesprochen haben , wobei
der letztere Redner noch geltend macht , daß die Verwal¬
tungsbehörde zwar sachlich zur Entscheidung über die Ent¬
schädigung geeigneter erscheine, die gerichtliche Entscheidung
aber — ganz abgesehen von den heute dargeleaten recht¬
lichen Erwägungen — auch um deßwillen oen Vorzug
verdiene , weil die Verwaltungsbehörde doch immerhin
einigermaßen Partei sei , wird oie Diskussion geschlossen.

Der Berichterstatter Frhr . v . Bodman hebt in seinem
Schlußworte hervor, daß es für die Rehbesitzer eine große
Beruhigung sei, wenn ihnen für den Nothfall der Rechts¬
weg offen bliebe .

Z 8 wird hierauf nach dem Kommissionsvorschlage an¬
genommen.

Die Berathung geht über zu Z 9.
Berichterstatter Frhr . v . Bodman : Die Kommission

beantrage , den ersten Absatz dieses Paragraphen unver¬
ändert stehen zu lassen, dagegen den zweiten zu fassen :

Ist die im Z 6 vorgeschriebene Anzeige aus Ab¬
sicht oder aus grober Fahrlässigkeit unterlassen wor¬
den , geht nebstdem jeder Anspruch auf Vergütung ver¬
loren ; die Entscheidung hierüber steht den Gerichten zu .

Diese Fassung sei jedenfalls eine korrektere als die ur¬
sprünglich vorgeschlagene ; das preußische Gesetz enthalte
eine dem Sinne nach gleiche Bestimmung .

Geheimerath Bluntschli : Die Kommission habe ge¬
funden, daß es nothwendig sei, auch diejenigen Personen
der Vergütung verlustig zu machen, welche in grob fahr¬
lässiger Weise gehandelt haben ; sie wolle damit erreichen ,
daß im vorkommenden Falle um so rascher die Anzeige
gemacht werde.

Ministerialassessor Buchenberger möchte auch bezüg¬
lich dieses Paragraphen die von der Großh. Regierung
vorgeschlagene Fassung zur Annahme empfehlen und um
Ablehnung des Kommissionsantrags bitten . Die Grenz¬
linie zwischen leichter und grober Fahrlässigkeit sei sehr
schwer zu bestimmen . Der Richter werde wohl in der
Regel zu Gunsten des Rebbesitzers entscheiden und letz¬
terer nur in den wenigsten Fällen mit seinem Anspruch
abgewiesen werden. Damit aber wäre diesem Gesetze
eine seiner wesentlichsten Handhaben entzogen und der
Erfolg desselben gefährdet ; denn ein erfolgreiches An¬
kämpfen gegen die Reblaus -Krankheit sei nur dann mög-

Die Naturforscher -Versammlung i« Baden .
(Schluß aus der Beilage Nr . 25 .)

Bei dem »weiten Wüstenprojekt, welches vorzugsweise von In¬
genieur Duponchel entwickelt wurde, handelt es sich um Anlage
einer Eisenbahn , die von Algerien aus über die große Oase
Tust nach Timbuktu sich erstrecken soll und das überaus frucht¬
bare Sudan im Süden der Wüste mit Algerien verbinden würde.
Die Kosten für die Ausführung dieses Planes sind auf 400
Millionen Frcs . veranschlagt. Die Bahn würde eine Länge von
2500 Irin haben .

Bei den vorwiegenden nackten , fclshartcn , ebenen Platcau's
würde der größte Theil der Erdarbeiten geringe Schwierigkeiten
machen . Bei dem Fehlen von Gebirgen, dem Mangel an Flüs¬
sen fielen kostspielige Brücken - und Tunnelbauten nahezu sott.
Einige größere Hindernisse lägen in der Ueberwindung der im
nördlichen Theil häufigen, oft ziemlich hohen Dünen . Sehr
schwierig aber würde es sein, den Bahnkörper von dem bei jedem
Wind aufgewirbelten Sand frei zu halten. Um die hierdurch sich
ergebende fortwährende Verschüttung der Bahn zu hindern , oder
auch nur zu mildern, wären die kostspieligsten Anlagen nöthig.

Bedeutend würden die Schwierigkeiten sein , die sich aus dem
Einfluß der klimafischen Verhältnisse auf die Arbeiter, welche die
»eue Bahn zu bauen hätten, ergeben würden. Europäische Arbei¬
ter würden die intensive Sonnenhitze nicht ertragen , man müßte
»olhwendiger Weise Eingeborene verwenden, die sich dem Unter¬
nehmen von vornherein feindlich entgegenstellen würden und schwertu behandeln wären . Bei aller nur möglichen Rücksichtnahme

auf die Eigenthümlichkeiten der Eingeborenen ließen sich jedoch
auch diese Hindernisse überwinden .

Der Mangel an Wasser und Brennmaterial erfordert in seiner
Beseitigung kostspielige Vorkehrungen . Das Bodenwaffer ist
spärlich . Man müßte vielfach artesische Brunnen anlegen, die
erfahrungsgemäß in der Wüste meist schon nach einem Menschen¬
alter wieder versiegen , oder mau müßte es nach den wasserarmen
Punkten aus der Ferne hinleiteu unter sehr erheblichem Kosten¬
aufwand . Immerhin lassen sich aber auch diese Schwierigkeiten
überwinden.

Das Brennmaterial müßte man , so lange nicht Kohlenlager
an Ort und Stelle entdeckt sind, aus Europa einführen.

Die größte und wohl kaum zu beseitigende Schwierigkeit bie¬
tet jedoch die Feindseligkeit der Eingeborenen, besonders der No¬
maden. Die säßhafte Bevölkerung der Oase von Tuat würde bei
ihrem vielfachen Verkehr mit den Küstenländern , nach denen sic
ihre Dattclernten absetzen , sich die Neuerung noch vcrhältniß-
mäßig leicht gefallen lassen.

Die arabischen und berbcrischen Nomaden jedoch, besonders die
Tuarik , die bedeutend an Zahl und von sehr kriegerischem Sinn
sind , würden Alles aufbictcn , um die Besitzergreifung ihrer Wüste
durch die Europäer zu hindern . Sie vermitteln bisher den Han¬
delsverkehr zwischen den im Nordwesten und Süden der Wüste
gelegenen Ländern und sie würden dieses Vorrecht , auf das sie
stolz sind , nimmer gutwillig aufgeben . Sie würden bestrebt sein,
auf ihren schnellen Rennkameclcn die einzelnen Abtheilunge» der
Arbeiter und Soldaten zu überfallen, im Rücken derselben die
fertigen Arbeiten ,u zerstören . Ihre Kentniß des Landes, die

Schnelligkeit ihrer Kommnmkationsmittel würde sie befähige «,
dies straflos zu thun.

Da sicher die ganze Bevölkerung der Wüste aufstehen würde
wie ein Mann , um Hcimath und bisherige Ungebundenheit zu
vertheidigen, so würde die Sicherung des Schienenwegs ein Auf¬
gebot von ganzen Heeren verlangen .

Ein sehr viel günstigeres Prognostiken sowohl bezüglich der zu
überwindenden technischen Schwierigkeiten als auch rücksichtlich der
Bewachung der Anlage stellt der Vortragende einem Projette
Gerhard Rohlf's , das die Herstellung eines Schienenwegs von
Tripolis nach dem Tsadsee in sich schließt. — Geringere Terrain-
schwierig keilen, zahlreichere Oasen und die bisher stattgefundene
gründliche Durchforschung dieses Theils der Wüste , während der
nördlich von Timbuktu gelegene Theil noch nahezu unbekannt ist,
lassen das Rohlf 'schc Projekt leichter ausführbar erscheinen.

Jedoch hält der Vortragende auch die Ausführung dieses Pla¬
nes für durchaus verfrüht, weil all ' diesen großartigen Unter¬
nehmungen zunächst die kommerzielle Grundlage fast ganz fehle.
In dieser Hinsicht ergehe man sich in den ungerechtfertigtsten Illu¬
sionen. Möglich , daß diese Verhältnisse sich in Zukunft ändern.
Die Wüstenbahn ist technisch ausführbar und würde in späterer
Zukunft sicherlich für den Süden und den Export seiner Produtte
wichtig werden, vorläufig jedoch kann man nicht dazu rathen, mehr
als eine halbe Milliarde einem Unternehmen zu widmen , dessen
Ausführung vielleicht in seinem südlichen Thcilc an dem Wider¬
stande der Wüstenbewohner scheitern und in jedem Falle erst nach
einer langen Reche von Jahren Nutzen abwerfen würbe .



lich , wenn die Staatsbehörde der Mitwirkung der Reb-
besitzer versichert sein könne. Je geringer die Gefahr sei ,
daß der Rebbesitzer seines Anspruches verlustig geht, um
so geringer sei der Anreiz zur Anzeige von dein Vorhan¬
densein der Reblaus , beziehungsweise verdächtiger Er¬
scheinungen .

Kreis- und Hofgerichts-Präsident a. D . Prestinari :
Nach den Motiven zur Regierungsvorlage solle ja nur
Derjenige mit dem Verlust des Ersatzanspruchs bedroht
sein, welcher die Anzeige wider besseres Wissen unterläßt ,
der von der Kommission gemachte Zusatz , daß der gleiche
Rechtsnachtheil auch bei grober Fahrlässigkeit eintreten
solle, enthalte somit eine Verschärfung, nicht eine Ab¬
schwächung des Regierungsvorschlags.

Frhr . v. Mar sch all hält die Beschränkung auf grobe
Fahrlässigkeit für bedenklich und kann daher dem Kom-
missionsantrage nicht beipflichten . Es müsse auf den
Rebbesitzer die nöthige Pression ausgeübt werden, daß er
die vorgeschriebene Anzeige im gegebenen Falle rasch er¬
stattet. Wenn derselbe wisse, daß er auch schon bei einem
geringeren Grade von Verschulden , bei culpa levis , den
Ersatzanspruch verwirkt, werde er vorsichtig zu Werke
gehen und sich mit der Anzeige beeilen . Die Bestimmung,
daß schon culpa levis den Verlust des Ersatzanspruchs
zur Folge hat , werde unzweifelhaft die Wirkung des Ge¬
setzes erhöhen . Formell nehme er an der Kommissions¬
fassung deßwegen Anstand, weil seines Wissens kein Ge¬
setz die Ausdrucksweise „grobe Fahrlässigkeit" kenne .

Redner würde, wenn seine Ansicht im Hause Anklang
fände, geneigt sein, einen bezüglichen Antrag zu stellen.

Hofrath Behaghel ist ebenfalls dafür , daß man über den
Regierungsvorschlag, welcher nur die absichtliche Unter¬
lassung bestrafen will, hinausgehe, aber nur soweit , als
es die Kommission beantragt habe . Eine jede Fahrlässig¬
keit für strafbar zu erklären, würde zu weit gehen . Die
Grenzlinie zwischen leichter und grober Fahrlässigkeit sei
allerdings schwer zu ziehen ; der Richter sei aber auch
in andern Fällen oft vor diese Frage gestellt.

Geheimerath Knies pflichtet der Ansicht des Frhrn.
v . Marschall bei, da auch er eine Verschärfung der An¬
zeigepflicht für geboten erachtet ; einen etwaigen Antrag
würde Redn»r unterstützen .

Landgerichts Präsident v . Hillern macht einen Ber-
mittelungsvorschlug dahin, daß Absatz 2 des Z 9 folgende
Fassung erhalte :

„ Ist die in 8 6 vorgeschriebene Anzeige unter Umstän¬
den , wonach die Unterlassung zur Verschuldung znzurechnen
ist, nicht gemacht worden, so geht u . s. w . "

Mit dieser Fassung habe der Richter nach allgemeinen
Grundsätzen zu entscheiden, ob die subjektiven Momente

' vorhanden sind , welche, die Unterlassung als eine ver¬
schuldete erscheinen lassen .

Graf v . Kageneck würde es für sehr bedenklich hal¬
ten, auch bei levis culpa die Entschädigung auszuschließen ,
und zwar um so mehr , als es ja anerkanntermaßen sehr
schwer sei , zu bestimmen , ob eine Rebe phylloxera-ver-
dächtig ist.

Nachdem Geheimerath Bluntschli nochmals den Sinn
des Kommissionsantrags erläutert , stellt Frhr . v . Mar¬
sch all unter nochmaliger kurzer Begründung den Antrag,
den 2 . Absatz dieses Paragraphen zu fassen :

„Ist die im tz 6 vorgeschriebene Anzeige aus Ansicht
oder aus Fahrlässigkeit unterlassen worden u. s. w .

" (wie
der Kommissionsantrag) .

Gegenüber Graf v . Kageneck bemerkt Redner , daß der
Richter dann , wenn die Phylloxera schwer zu erkennen
gewesen , eine schuldhafte Fahrlässigkeit wohl auch nicht
annehmen werde.

Präs . v . Hillern kann sich eventuell äuch mit dem Antrag
des Frhrn . v . Marschall einverstanden erklären ; auch sein
Vorschlag war hauptsächlich gegen die Beschränkung der
Verschuldung auf grobe Fahrlässigkeit gerichtet . Wer
eine ihm gesetzlich zur Pflicht gemachte Anzeige unterläßt,
begehe eine Unrechte Handlung , mag er vorsätzlich oder
fahrlässig gehandelt haben.

' So wenig als das Landrecht
in seinen Bestimmungen der Sätze 1382 u . folg , die Ent¬
schädigungspflicht von einer groben Fahrlässigkeit ab¬
hängig mache, ebensowenig sei ein Grund vorhanden, die
nach tz 9 des Gesetzes eintretende Folge des Verlustes des
Anspruches auf. eine grobe Fahrlässigkeit zu beschränken.
Daß dadurch unter Mißachtung allgemeiner Grundsätze
die Wirksamkeit des Gesetzes abgeschwächt würde , liege

. auf der Hand . Redner unterstützt daher den Antrag des
Frhrn . v . Marschall , mit welchem sich jetzt auch der

Berichterstatter Frhr . v . Bodman Namens der Kom¬
mission einverstanden erklärt.

Hierauf wird die Diskussion geschlossen und 8 9 in der
von Frhrn . v . Marsch all bezw . der Kommission vorge¬
schlagenen Fassung angenommen. Die nunmehr vorge¬
nommene namentliche Abstimmung über den ganzen Ent¬
wurf ergibt dessen einstimmige Annahme, worauf die Be¬
rathung zu dem zweiten Gegenstände der Tagesordnung ,
nämlich zu dem von Geheimerath Knies Namens der
Budgetkommission erstatteten Bericht über den Gesetzent¬
wurf die Abänderung des Art . 10 des Erwerbsteuer-Ge¬
setzes vom 25 . August 1876 betr . übergeht.

Der Gesetzentwurf hat folgenden Wortlaut :
- Art . 1 . Der Artikel 10 des Gesetzes vom 25 . August 1876 ,
die Erwerbsteuer betreffend, erhält , mit Wirkung vom 1 . Januar
1880 ab , folgende Fassung :

„Der gesammte erwerbsteuerpflichtige persönliche Verdienst aus
dem Betriebe der Laudwirthschaft wird , unabhängig von dem
tatsächlichen Ertrage , nach dem Grundsteuer - Kapital der sämmt-
lichen von einem Landwirthe auf einer oder mehreren inländischen
Gemarkungen bewirthschafteten Grundstücke (wobei der Waldbesitz
außer Betracht bleibt) bestimmt und, wie folgt , angenommen :

wenn das bezügliche Grundsteuer -Kapital unter
15,000 M . beträgt , zu jährlich . soo M .

wenn dasselbe 15,000 bis ausschließlich 30,000 M .
beträgt , zu jährlich . 1000 M .

wenn dasselbe 30,000 bis ausschließlich 50,000 M .
beträgt , zu jährlich . 1500 M .

wenn dasselbe 50,000 M . oder mehr beträgt , zu jährl . 2500 M .
für die ersten 50,000 M . und zu jährlich 1000 M . für je weitere
volle 50,000 M . Grundsteuer -Kapital .

Personen , welche das 65 . Lebensjahr zurückgelegt haben, ferner
ledige Frauenzimmer , Wittwen und von ihrem Ehemanne getrennt
lebende Frauen bleiben für ihren persönlichen Verdienst aus der
Landwirthschaft, sofern solcher nach obigen Bestimmungen den Be¬
trag von 1000 M . jährlich nicht erreicht , steuerfrei. "

Art . 2 . Das Finanzministerium ist mit dem weiteren Vollzüge
beauftragt.

Nach Eröffnung der Generaldiskusston meldet sich zum
Worte

der Berichterstatter Geh . Rath Di . Knies : Man habe
es hier mit zwei Neuheiten zu thun , von denen die eine
angeregt sei durch eine Petition von Pächtern größerer
Güterkomplexe , während die andere aus freier Entschließung
der Regierung hinzugefügt worden sei ; die letztere enthalte
eine von allen Seilen für gerechtfertigt anerkannte Aende-
rung in der Skala für die einzelnen Klaffen der erwerb¬
steuerpflichtigen Landwirthe . Es handle sich nicht um die
Frage , ob die Besteuerung der Landwirthe überhaupt eine
zu große , sondern darum , ob das Verhältniß der einzelnen
Klassen zu einander ein richtiges sei . Hier sei nun eine
nothwendige Verbesserung geboten , die bei nächster
Gelegenheit auszuführen wäre . Es beziehst sich der
Gesetzentwurf nur auf eine kleine Zahl von Landwirthen,
von denen die einen in der Steuer erhöht, die andern in
derselben gemindert würden . Wo es sich um die Erleich¬
terung handle, stehe im Vordergrund die Erwägung , daß
es unrichtig sei, anzunehmen, der persönliche Verdienst des
Landwirths wachse (von einem Grundsteuer-Kapital von
15,000 M . an ) gleichmäßig mit der Zunahme des Grund¬
steuer- Kapitals .

Während nun in der Kommission die Nothwendigkeit
der bezüglich der Klassifizirung der Landwirthe vorge¬
schlagenen Aenderung übereinstimmend anerkannt worden,
sei dagegen gegen den in zweiter Reihe von der Großh .
Regierung gemachten Vorschlag , bei Landwirthen mit einem
Grundsteuer-Kapital von 50,000 M . und mehr den An¬
schlag des persönlichen Verdienstes für die ersten 50,000 M.
Grundsteuer-Kapital auf 2500 M . , für je weitere 50,000 M.
Grundsteuer-Kapital aber auf je 1000 M . festzusetzen ,
von einem Mitgliede in der Kommission eine Einwen¬
dung erhoben worden ; dasselbe habe darauf hingewiesen ,
daß an einer andern Stelle des Erwerbsteuer- Gesetzes das
Betriebskapital für die Landwirthschaft frei gegeben sei .
wodurch die Einräumung , die dieses Gesetz hinsichtlich des
Anschlags des persönlichen Verdienstes der Landwirthe ge¬
macht habe , mit der Zunahme der Großgutswirthschaft in
höherem Grade wirksam werde. Dieselbe würde den
größern Landwirthen , vorab den Pächtern in ganz her¬
vorragender Weise zu Gute kommen, weil diese eben in
der Lage seien, in umfassender Weise Betriebskapital ein¬
zuwerfen , während das Vermögen des Grundeigeuthümers
sich gänzlich decke mit seinem Besitz an Grund und Boden.
Diese Momente hätten nach Ansicht des Kommissionsmit¬
gliedes bei der hier in Frage stehenden Gesetzesänderung
Beachtung finden müssen . Die Kommission habe sich in-
deß schon aus dem Grunde dieser Erwägung keine weitere
Folge geben können , weil diese auf Art . 8 des Erw. St .G.
Bezug habende Frage von einem ganz andern Gesichts¬
punkte aus und für sich allein beurtheilt werden müsse,
und sie sei daher dazu gelangt, dem vorliegenden Gesetzes¬
entwurf zuzustimmen .

Kölle schließt sich den Ausführungen des Vorredners
an und bemerkt, daß der Erfolg der vorgeschlagenen Aen¬
derung darin bestehe , daß die 70 Landwirthe der nun¬
mehrigen 5 . Klasse mit einem Grundsteuer-Kapital von je
100,000—150,000 M . die Steuerermäßigung , welche den
60 Landwirthen mit einem Grundsteuer-Kapital von je
150,000 M . und mehr zu Gute komme, bis zu etwa 25
Prozent zu tragen Hütten . Die finanzielle Einbuße , die
der Staat erleide , sei keine erhebliche , sie betrage nicht
ganz 4000 M.

Graf v . Berlichingen ist mit dem Kommissionsan-
trage an sich einverstanden, glaubt aber , daß mit den
vorgeschlagenen Aendernngen nur den geringsten Hebeln
abgeholfen werde ; wolle man gründliche Abhilfe schaffen,
so müsse man das ganze Erwerbsteuer-Gesetz , das auf
einer falschen Basis beruhe, ändern.

Redner kommt nun auf die vielen Klagen zu spreche»,
zu welchen die neue Einschätzung des Grund und Bodens
geführt habe , verzichtet aber, nachdem er vom Vorsitzenden
darauf aufmerksam gemacht worden , daß Erörterungen
über das Erwerbsteuer- Gesetz als solches nicht in den Rahmen
der heutigen Berathung gehören dürften , auf das Wort,
worauf nach kurzer Bemerkung des Berichterstatters Ge¬
heimerath Knies die Diskussion geschlossen wird .

Zu den einzelnen Artikeln des Entwurfs wird das
Wort nicht verlangt ; es wird daher zur namentlichen Ab¬
stimmung geschritten , welche die Annahme des Entwurfs
ergibt.

Den letzten Gegenstand der Tagesordnung bildet die
Berathung des von Geheitnerath Bluntschli erstatteten
Kommissionsberichtes über den Entwurf eines Gesetzes
den Verwaltungsgerichtshof und das verwaltungsgericht¬
liche Verfahren betreffend .

Zur allgemeinen Diskussion ergreift das Wort
Verwaltungsgerichtshofs - Präsident Schwarzmann

und erörtert zunächst mit einigen einleitenden Worten die
Entstehungsgeschichte des vorliegenden Gesetzentwurfs , den
er in der Gestalt, welche er durch die Beschlüsse des an¬
dern hohen Hauses erhalten , als eine große Errun¬
genschaft ansieht und mit dem er im Großen und Gan¬

zen übereinstimmt. In einem Punkte jedoch sieht sichRedner zu einigen Bemerkungen veranlaßt .
Die Großh . Regierung habe nämlich — und zwar vor¬

wiegend aus finanziellen Rücksichten — einen Vorschlag
gemacht, mit welchem er sich nicht einverstanden erkläre»
könne : sie habe um die Ermächtigung nachgesucht, unter
Umständen Stellen des Berwaltungsgerichtshofs an Mit¬
glieder des Oberlandesgerichts als Nebenamt zu über¬
tragen . Während die Zweite Kammer auf diesen Vor¬
schlag eingegangen sei, habe die Kommission dieses Hau¬
ses hiergegen Bedenken gehabt und sei zu einem andern
Anträge gekommen. Er theile diese Bedenken vollständig.
Die Natnr der öffentlich rechtlichen Streitigkeiten,über welche der Verwaltungsrichter zu entscheidenhabe , bringe
es mit sich, daß zu einer solchen Rechtsprechung nur die¬
jenigen Richter sich eignen , welche die Verwaltung , welche
das ganze Gebiet des öffentlichen Rechts kennen ; daß da¬
gegen Diejenigen, welche auf diesem Gebiete fremd sind,
hiezu weniger tauglich sind . Man müsse , um über Fra¬
gen des öffentlichen Rechts ein richtiges Urtheil abgeben
zu können, das ganze Rechtsverhältniß kennen, durch wel¬
ches ein öffentliches Recht begründet ist ; es genüge nicht,das einzelne Faktum in's Auge zu fassen, man müsse auch
die Umgebung kennen. Wer diese nicht kenne, würde sich
auf diesem Gebiete fremd fühlen.

In der gleichen Weise bildeten aber auch die Rechts¬
sätze auf diesem Gebiete ein System und könne man
dieselben nur in ihrem Verhältnisse zu den anderen
Rechtssätzen richtig anwenden, und ebenso verhalte es sich
mit der Auslegung der auf das Gebiet des öffentlichen
Rechts sich beziehenden Gesetze und Verordnungen.

Weit davon entfernt , diese Keuntniß der Verwaltung für
genügend zu erachten , halte er für den Verwaltungsrichter
die gründliche Kenntniß auch des Civilrechts für un¬
erläßlich , nicht nur weil zwischen öffentlichem und civilem
Recht die mannigfachsten Berührungspunkte bestehen, weil
oft in dem einen Gebiete gleichzeitig Fragen aus dem an¬
dern zu entscheiden sind, sondern weil ohne Keuntniß des
Civilrechts eine gründliche juristische Durchbildung über¬
haupt nicht denkbar ist̂ Mit vollem Rechte habe daher
die Zweite Kammer das Erforderniß ausgenommen , daß
die Mitglieder des Berwaltungsgerichtshofs zum Rich¬
teramt befähigt sein müssen .

Diese Voraussetzungen träfen nun im gegenwärtigen Mo¬
mente bei sämmtlichen Mitgliedern des Verwaltuugsgerichts-
hofes zu , da die Vorbereitung für Justizbeamte bei uns
z . Z . die gleiche sei wie für Berwaltungsbeamteu . Sollte aber
in letzterer Beziehung mit der Zeit eine Aenderung eintreten,
so müßte nach dem Dafürhalten des Redners eine ähnliche
Bestimmung getroffen werden, wie sie das preußische Gesetz
vom 3 . Juli 1875 hinsichtlich der Besetzung des Oberverwal¬
tungsgerichts dahin vorschreibe , daß die eine Hälfte der
Mitglieder zum Richteramt , die andere Hälfte zur Be¬
kleidung von höheren Verwaltungsämtern befähigt sein
muß . Wenn in dieser Weise künftighin richterliche Be¬
amte in den Verwaltungsgerichtshof eintreten , so würden
sich dieselben, weil sie dann ihre ganze Zeit und Kraft
diesem Dienste zu widmen hätten, auch leicht in die Ver¬
waltungsgeschäfte einarbeiten können . Dies würde aber
daun nicht der Fall sein , wenn entsprechend dem Vor¬
schläge der Großh . Regierung und dem Beschlüsse der
Zweiten Kammer Mitgliedern des Oberlandesgerichts
Stellen im Verwaltungsgerichtshofe als Nebenamt über¬
tragen würden. Eine solche Zwitterstellung seiner Mit¬
glieder würde das Ansehen des Vermaltungsgerichtshofes
schädigen und gebe auch zu den manigfachsten Bedenken
Anlaß . Einem Oberlandesgerichts-Rathe werde es neben
der Ausübung seines Hauptamtes nicht möglich sein , sich
in die Geschäfte der Verwaltung genügend einzuarbeiten;
es werde deßhalb die Rechtsprechung nothleiden. Dazu
kämen Bedenken vom Standpunkte der Geschäftsordnung
bei beiden Gerichtshöfen.

Die Ersparnisse, welche mau durch eine solche Verbin¬
dung verschiedener Aemter zu erzielen hoffe, sei jedenfalls
keine bedeutende ; in dieser Beziehung berufe er sich auf
die bezügliche Bemerkung im Kommissionsbericht .

Nach allen diesen Erwägungen gelange er dazu, dem
Vorschlag der Kommission , Oberlandesgerichts -Räthe uur
in Ausnahmesällen als Ersatzmänner

'
zu dem Ver¬

waltungsgerichtshofe zuzuziehen , beizustimmen .
Was endlich die gegenwärtige Besetzung des Verwal¬

tungsgerichtshofes anlange, so sei allerdings z . Zt . die
Zahl der Mitglieder im Verhältniß zu der Anzahl der zu
erledigenden Fälle eine reichlich bemessene ; dieses Mißver¬
hältnis könne aber in anderer Weise , nämlich dadurch auf¬
gehoben werden, daß die Zuständigkeit der Verwaltungs¬
gerichte angemessen erweitert werde. In dieser Richtung
habe ja bereits auch die Kommission eine Resolution vor¬
geschlagen.

(Vicepräsident Frhr . v . Rüdt übernimmt den Vorsitz .)
! Oberlandesgerichts - Präs . O bkirch er : Der Präsident
! des Verwaltungsgerichtshofs sei gewiß der allerkompe -
! tenteste Mann gewesen, sich darüber auszusprechen, welch

schätzbare Errungenschaft die Gewährung der richterlichen
! Unabhängigkeit nun auch für den Verwaltungsgerichtshof
i sein werde. Er stimme dem vollständig bei und glaube,
! daß für die Verwaltungsrechtspflege eigentlich weit mehr
^ Grund vorliege , die Richter mit den Garantien zu um-
! geben , welche auch den bürgerlichen Richtern verliehen

seien , denn die Besorgniß der Gefährdung dieser Unab¬
hängigkeit liege auf diesem Gebiete viel näher , als bei
den Mitgliedern der bürgerlichen Gerichte .

Präs , -schwarzmann habe sich auch über die Frage der
Zusammensetzung des Berwaltungsgerichtshofes ausge¬
sprochen und auch in dieser Hinsicht sei Niemand kompe¬
tenter als er , zu beurtheilen , was für eine gedeihliche
Wirksanckeit angemessen sei ; den diesbezüglichen Ausfüh¬
rungen in Betreff der Mitglieder der bürgerlichen Gerichte
könne er (Redner) sich vollkommen anschließen . Schon



in der Kommission habe er sich gegen den Vorschlag aus¬
gesprochen , Mitglieder des Oberlandesgerichts in den
Berwaltungsgerichtshof als ständige Mitglieder und unter
Beibehaltung ihres Hauptamts im ersteren Gerichtshof zu
übernehmen, auch in Bezug auf die Gründe sei er mit
Präs . Schwarzmann einig . Die Natur der Berwaltungs -
rechtspflege sei eine andere , als die der bürgerlichen oder
Strafrechtspflege , noch mehr als dieses scheine ihm aber
von Bedeutung zn sein die Vielheit des Stoffes, welcher
- er Berwaltnngsrechtspflege angehöre : der Kommissions¬
bericht zähle dessen eine Menge auf und manches Neue
solle noch hinzukommen .

Redner freut sich über den Ausspruch des Präsidenten
Schwarzmann , daß nur civilistisch gebildete Männer Mit¬
glieder des Verwaltungsgerichtshofs sein sollen, denn , wie
der bürgerliche Richter häufig in der Lage sei , über öffent¬
liches Recht zu erkennen, so müsse auch der Verwaltungs¬
gerichtshof sehr oft über Fragen des bürgerlichen Rechts
entscheiden ; wichtiger sei in dieser Richtung übrigens, daß
die juristische Durchbildung , die mit der Kenntniß des
bürgerlichen Rechts verbunden sei , der Verwaltungsrechts -
pfle

'
ge überhaupt zu Gute käme. Nicht ersprießlich sei es

rndeß , Mitgliedern des Oberlandesgerichts die Mitgliedschaft
beim

'
Verwaltungsgerichtshof als Nebenamt zu übertragen ,

weil es denselben nicht möglich sei, sich neben ihrem ordent¬
lichen Dienste rasch in die Kenntnisse einzuarbeiten, um
die es sich bei der Verwaltungsrechtspflege handle. Er
habe auch nicht gefunden , daß die Regierung oder die Kom¬
mission der Zweiten Kammer einen großen Werth auf die
Verwendung dieser Kräfte gelegt hatten, es seien für diesen
Vorschlag vielmehr Ersparungsrücksichten maßgebend ge¬
wesen . Es sei allerdings etwas anstößig , daß mit dem
Verwaltungsgerichtshof ein großer Apparat aufgestellt
worden sei , der eine volle Beschäftigung der Natur der
Säche nach nicht fände , weil Baden ein kleines Land sei
und demzufolge die Fälle der Verwaltungsrechtspflege
nicht so häufig wären , als daß die Mitglieder des Ver¬
waltungsgerichtshofes vollständig beschäftigt wären . Nur
aus diesem Grunde habe die Regierung diesen Vorschlag
gemacht, wobei sie noch erklärte , daß es ihr eigentlich
lieber gewesen wäre , wenn davon Umgang genommen
werden könnte ; daß die Mitglieder des Oberlandesgc -
richtes auch Eigenschaften mitbrächten , welche für den
Berwaltungsgerichtshof von Vortheil wären , sei in keiner
Weise bestimmend gewesen. Dian könne den Mitgliedern
des Oberlandesgerichts zumal unter diesen Umständen
nicht zumuthen , als ständige Mitglieder beim Verwal -
tungsgerichtshofe mitzuwirken . Nach seiner Meinung habe
die Kommission mit dem Vorschlag das Richtige getroffen ,
diese Gründe der Ersparniß nicht als entscheidend zu be¬
trachten : man dürfe sich nicht scheuen , ein paar tausend
Mark mehr auszugeben , um den Verwaltungsgerichtshof
zweckmäßig zu besetzen .

Dagegen stimme er (Redner) mit Präs . Schwarzmann
darin überein , daß diese Gründe nicht ebenso sprechen
gegen die Zuziehung von Mitgliedern des Oberlandesge¬
richts zum Berwaltungsgerichtshof als Ersatzrichter, weil
diese nicht in der Regel , sondern nur ausnahmsweise mit- j
zuwirken hätten.

Redner empfiehlt dem Hause, den Vorschlag der Kom¬
mission in dieser Richtung anzunehmen, zumal der gegen¬
wärtige Zeitpunkt am wenigsten geeignet sei , Mitgliedern
des Oberlandesgerichts die Zumuthung zu machen) beim
Verwaltungsgerichtshof regelmäßig mitzuwirken , wo sie
selber so große Mühe Hütten , sich in der umfangreichen
neuen Gesetzgebung zurecht zu finden , wozu in nicht allzu¬
ferner Zeit noch ein deutsches Civilgesetzbuch kommeil
werde. Er wolle darauf nicht abheben , aber wenigstens
erwähnen , daß dem Vorschläge der Großh . Regierung
auch Schwierigkeiten geschäftlicher Art entgegenstündetl ,
dies sei in der Kommission ebenfalls zur Sprache gekommen.

Justizministerialpräsident I)r . Grimm : Es sei nicht
die Absicht der Regierung, in der Generaldebatte ausführlich
auf die vorliegende Materie einzngehen , für ihn um so
weniger, als er gewissermaßen in der Hauptsache nur Ver¬
treter des erkrankten Präsidenten des Ministeriums des
Innern sei , welches Ministerium bei dieser Vorlage das
hauptsächlichste Interesse habe. Da aber die Frage der
Organisation des Verwaltuugsgerichtshofs schon in den
Vordergrund getreten sei und in dieser Hauptfrage die
Beschlüsse der Kommission prinzipiell verschieden seien von
denen des andern Hauses und der Regierungsvorlage , so
fei wohl jetzt schon der Moment gekommen, den Beschlüssen
der Kommission gegenüber die Stellung der Regierung zu
präzisiren. Die Großh . Regierung sei nun mit den An¬
trägen der Kommission hinsichtlich der Zusammensetzung
des Verwaltungsgerichtshofs einverstanden und sie werde
sich bestreben , dem Gedanken der Kommission auch im
andern Hause Eingang zu verschaffen , weil ihr in aller¬
erster Reihe das Zustandekommen des Gesetzes steht. Die
Regierung sei weit entfernt , das Gewicht , die Tragweite
der Gründe , welch? theils iin Kommissionsbericht nieder-
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gelegt seien, theils von den Vorrednern entwickelt worden j
wären , zu unterschätzen , namentlich entspreche eine Tren¬
nung der beiden hier in Rede stehenden Gerichtshöfe den
bisherigen Institutionen des Landes und werde eine Reihe
von Unzuträglichkeiten beseitigen, die eine Vereinigung der¬
selben in geschäftlicher und sachlicher Beziehung nothwendig
zur Folge haben müsse. Es seien Gründe der Ver¬
einfachung gewesen , welche die Regierung in erster Reihe
bestimmt gehabt hätten, vorzuschlagen , daß Mitglieder des
Oberlandesgerichts Mitfunktionäre beim Verwaltungsge¬
richtshof sein sollten ; diese Vorschläge der Regierung
seien indeß durchaus nicht dazu angethan , irgendwie der
Stellung der Ollerlandesgerichts-Räthe zu nahe zu treten.

Der ideale Standpunkt würde ja auch die Großh . Re¬
gierung dazu geführt haben , den Verwaltungsgerichtshof
nur mit selbständigen Rüthen auszustatten; nur die
realen Verhältnisse des Landes in Bezug auf seinen
Umfang und eine Reihe sonstiger Gesichtspunkte hätten
den Gedanken nahegelegt , auch Oberlandesgerichts-Räthe
in denselben hineinzubringen. Die Großh . Regierung habe
sich auch gesagt , wenn Oberlandesgerichts-Räthe zum Ver¬
waltungsgerichtshof als Mitglieder beigezogen würden , so
gebe dies einen guten Klang ; diese Männer mit civilisti¬
scher Bildung würden ein Kollegium schaffen helfen , wel¬
ches den an dasselbe gestellten Aufgaben gewachsen sei .

Es sei nun betont worden, daß gerade der jetzige Zeit¬
punkt nicht günsüg sei , den Mitgliedern des obersten Ge¬
richtshofes des Landes ein Nebenamt zu übertragen , da
dieselben in der gegenwärtigen Uebergangsperiode sehr
stark beschäftigt seien. Dieses Bedenken theile die Großh .
Regierung vollkommen ; denn dieser Gerichtshof sei trotz
seiner zahlreichen Besetzung so vollständig in Anspruch ge¬
nommen , daß es seine Bedenken habe , Kräfte für andere
Funktionen abzuziehen , zlrmal diese Kräfte im parlamen¬
tarischen Dienst, für Prüfungsgeschäfte u . s . w . eben auch
in Anspruch genommen seien.

Damit ist die Generaldiskussion beendet . (Schluß folgt.)

Karlsruhe . 30. Jan . Ausführlicher Bericht der 29 . öf¬
fentlichen Sitzung der Zweiten Kammer unter dem Vor¬
sitze des Präsidenten Lamey .

Mit Eintritt in den ersten Theil der Tagesordnung
erstattet der Abg . Kiefer Namens der Kommission Bericht
über die beanstandete Abgeordnetenwahl im 22. Wahl¬
bezirk (Lahr , Land) . Es seien unter Anderem hauptsäch¬
lich zwei Anfechtungsgründe geltend gemacht worden ; in
Friesenheim seien 22 Einwohner (sind namentlich aufge¬
führt) zur Wahl zugelassen worden , welche aus einer
Stiftung, dem Mahlberger Schulfond, Lehrmittel erhalten
hätten ; in Heiligenzell sei die Wahlkommission nur aus
dem Bürgermeister und Nathschreiber gebildet gewesen .

Es hätten drei Wahlgänge stattgefunden ; im ersten habe
Edelmann 47 , Flüge 32 und Roth 33 Stimmen , im
zweiten Edelmann 45 , Flüge 33 und Roth 34 , im
dritten Edelmann 51 und Roth 57 Stimmen erhalten ; es
sei somit Letzterer gewählt.

Die Kommission habe sich bezüglich des ersten Be¬
schwerdegrundes nicht auf die prinzipielle Frage einge¬
lassen , ob der Bezug von Schulmitteln aus dem erwähn¬
ten Schulfond als eine Armenunterstützung im Sinne des
Z 35 der W .O . zu betrachten sei, welche den Verlust des
Wahlrechtes nach sich ziehe ; man habe sich mit der Er¬
wägung begnügen können , daß auch der Wegfall der ge¬
nannten Personen die Wahlmänner-Wahl in Friesenheim
nicht alterirt hätte ; ebenso sei es auch in Heiligenzell ge¬
wesen , wo zwei Wahlmänuer gewählt worden seien ; wollte
man auch diese Stimmen von der Zahl , die auf Roth
sielen, wegnehmen und dem Gegner zu gut schreiben , so
habe Roth immer noch die Majorität.

Die Kommission fei deßhalb zu dem Beschlüsse gekom¬
men , den Antrag zu stellen, die Wahl für unbeanstandet
zu erklären . ,

Abg . Wacker ist der Ansicht , daß man vorerst noch
eine Untersuchung dahin einleiten solle, welche und wie
viel Bürger von Friesenheim und Umgebung Lehrmittel
aus jenem Schulfoud erhalten hätten ; die Beschwerde¬
führer seien nicht in der Lage gewesen, dieser Frage noch
näher auf den Grund zu gehen, da ihnen die Einhän¬
digung der Wahlliste verweigert worden sei .

Abg . Strübe tritt diesen Ausführungen entgegen und
betont, daß der Bezug aus einer derartigen Stiftung
nicht als Armenuuterstützung anzusehen sei ; so müßten
Alle , welche ein Stipendium , z . B . auf der Universi¬
tät, genossen hätten, der Aktivität des Wahlrechts ver¬
lustig sein .

Abg . Kiefer : Der Abg . Wacker muthe dem Hause
etwas zu , was zu dem seltsamsten Ergebnisse führen
könnte, nach seinen Ausführungen könnten die Behauptungen
eines einzigen Beschwerdeführers jeweils ein General -
inquisitorium veranlassen ; die logische Konsequenz wäre
die , daß die Kammer aus ihrer richterlichen Stellung in
dieser Frage in diejenige eines Untersuchungsrichters ge¬

drängt würde ; die Ausführungen des Abg . Wacker seien
überhaupt vag und undeutlich .

Abg . Wacker : Er selber sei nicht der Ansicht , daß
der Bezug von derartigen Lehrmitteln den Verlust des
Wahlrechts nach sich ziehe nach den Vorschriften der
Wahlordnung ; er habe sich ' nur auf den Standpunkt ge¬
stellt, den die liberale Mehrheit s. Z. in der Freiburger
Schulbücher- Frage eingenommen habe .

Abg. Förderer erklärt sich mit den Anschauungen
des Äbg. Wacker als nicht einverstanden und setzt den
Grund des Nähern auseinander ; er halte die Wahl aus
diesem Grunde nicht für anfechtbar , macht dagegen auf
eine» andern Punkt aufmerksam . Im zweiten Wahlgang
habe Edelmann 45 , Flüge 32 und Roth 33 Stim¬
men erhalten ; nehme man nun den Fall an , daß die be¬
hauptete Art der Zusammensetzung der Heiligenzeller Wahl-
konimission ihre Richtigkeit habe , und somit die dortigen
zwei Wahlmänner als ungiltig gewählt in Wegfall kämen,
so sei es ungewiß, wer von den beiden neben Edelmann,
ob Roth oder Flüge , in den dritten Wahlgang her¬
überkomme , da im dritten Wahlgang nur die zweiHöchst -
gewähltcn des zweiten Wahlganges in Betracht kämen.

Abg . Betzing er hält noch eine Untersuchung nach der
. Richtung hin angezeigt , in welchem Umfange der Bezug
jener Schulmittel aus dem Mahlberger Schulfond statt¬
gefunden habe.

Abg . Fieser wendet sich gegen die Erörterungen des
Abg . Wacker , denen Unkenntniß der hier einschlagenden
gesetzlichen Bestimmungen zu Grunde liege, und betont ,
daß es ein wesentlicher Unterschied sei, ob die Unter¬
stützung aus öffentlichen Mitteln als Armenunterstützung
oder, wie im vorliegenden Falle , als ein Geschenk aufzu¬
fassen sei . Redner erklärt sich mit den Gründen, die der
Abg. Förderer vorgebracht habe , vollständig einverstanden .

Nachdem noch der Abg . Hennig auf -etwas Thatsäch-
liches hingewiesen , äußert sich der Berichterstatter
dahin, daß auch er von der Vollwichtigkeit der von dem
Abg . Förderer vorgebrachten Gründe überzeugt sei, und
stellt den Antrag , eine kleine Unterbrechung eintreten zu
lassen , damit die Kommission sich zu einer kurzen Be-
rathung zurückziehen könne.

Der Antrag wird angenommen .
Nach Wiedereintritt der Kommission verkündet der B e-

richt erstatt er , daß die Kommission beschlossen habe,
den Antrag zu stellen : „Das Haus möge die Wahl für
beanstandet erklären und die Akten an das Großh . Mini¬
sterium des Innern zur Untersuchung über die Zusam¬
mensetzung der Heiligenzeller Wahlkommission übergeben .

Der Antrag wird angenommen .
- (Schluß folgt.)

Deutschland.
U- Leipzig , 29 . Jan . (Aus der Rechtsprechung des

Reichsgerichts .) Ein Bergwerks-Besitzer hatte einem
Agenten eine sehr hohe Belohnung dafür zugesagt , daß
dieser ihm binnen gewisser Frist ein hypothekarisches Dar¬
leihen von 300,000 M . verschaffe, und sich andererseits
eine Konventionalstrafe von 30,000 M. dafür bedungen ,
wenn der Agent seine Zusage nicht erfülle . Zur Bekräf¬
tigung dieses Vertrages wurden beiderseits Solawechsel
ausgestellt. Der Agent hat sein Versprechen nicht erfüllt
und ist später in Konkurs gerathen . Als nun der Berg-

! werks-Besitzer die Sola des Agenten über 30,000 Mark
^ eingeklagt hat , wurde ihm vom Konkursverwalter einge-
! wendet, es handle sich um eine Art von Freigebigkeit des
^ Kridars , indem derselbe für seinen Wechsel eine Valuta
'

nicht erhalten habe. Die Einrede ist verworfen worden,
: denn die Valuta des Wechsels lag in der eventuellen ,

später auch realisirten Verpflichtung zur Bezahlung einer
gleich großen Konventionalstrafe .

Zwei Gesellschaften bedienen sich der Firma „Appol-
linarisbrunnen"

, von denen die eine am Orte dieses Na¬
mens, die andere zu Cronthal im Taunus ihren Sitz hat .
Die erster« Gesellschaft erhob Klage gegen diejenige zu
Cronthal, um ihr die Führung jener Firma zu untersagen,
hatte jedoch keinen Erfolg , denn das Handelsgesetzbuch
verbietet nur dann die Führung der gleichen Firma, wenn
beide Geschäfte am nämlichen Orte domizilirt sind .

Das bekannte Lustspiel „ Richard 's Wanderleben " gibt
wegen des Aufführungsrechts zu einer Reihe von Pro-

; zessen gegen Theaterdirektionen Anlaß , bei denen es sich
! um die Frage handelt , ob der Verfasser ein Deutscher
! gewesen ist, indem, abgesehen von Staatsverträgen , nur die
j Werke eines Deutschen den Schutz des Urheberrechts -Ge-
i setzes genießen.

Vermischte Nachrichten.
1 Chemnitz , 30 . Jan . , Abends . Heute Abend ist Ncefe ' s

Spinnerei (ehemals Heimann) total niedergcbrannt, wodurch 500
Arbeiter brodlos werden. .

August - Dezember 8 .15. Fest. — Wochenablieferungen 29009
Barrels . Amerikanisches Schweineschmalz , Wilcox (nicht ver¬
zollt ) 43.

Paris , 30. Jan . Rüböl Per Jan . 79.25 , per Febr . 79 .— ,
per März -April 79.25 , per Mai - Aug . 80 .50 . — Spiritus per
Jan . 70.50 , per Mai -Aug . 68.75. — Zucker , weißer, dispon .
Nr . 3 , per Jan . 70 .75, per Mai -Aug . . — Mehl , 8 Märk¬
ten, per Jan . 67 .50, per Febr . 67 .75, per März -Apr . 68 .25 , per
März - Juni 67 .75. — Weizen Per Jan . 32 .40 , per Febr . 32 .40,'

per März - April 32.25 , per Mai -Aug . 32 .25 . — Roggen per
Jan . 23 — , per Febr . 23 — , per März - April 23 .25 , per Mai -
Aug . 23 .25.

Amsterdam , 30 . Jan . Weizen auf Termine uiedr . . Per
März 332 , per Mai —. Roggen ->- <> niedr. , auf Termine
geschästslos , per März 189 , per Mai 193. Leinöl l « u 31,
per Frühiahr 31V« , Per Juni -Juli -August 31? / «- Rübsamen 0
— , per FrUmahr —.

Antwerpen , 30 . Jan . Petroleum -Markt . Schlußbericht .
Stimmung : Ruhig . Raffinirtes Type weiß, disponibel 18"/« b .
18 "/« B .

N ew - Aork , 29. Jan. (Scklußknrse .) Petroleum in New
York 8 , dto. in Philadelphia 7st« , Mehl 5,60 , Mais (old
mixed ) 62 , Rothcr Wintcrweizen 1,46 , Kaffee, Rio good fair
15 , Havana - Zucker 7 Vs , Getreidefracht 4 , Schmalz , Marke
Wilcox 8"/s , Speck 7 ") .

VaumwoU - Ziifuhr 29000 B . , Ausfuhr nach Großbritannien
5000 B . , dto. nach dem Contment 9000 B .

Witte rungsbeobnchtungen
der mctcoroloquau',, Ziatr» -» «ärlsnibe .

Jan .

_ i Lkermo
Baro» ,n?:er
mrrer . ^ 6 .

FeurH-
Win».

'
Himmel. Beurer kvng .

30 . 760 .2 st- 0 .8 72 NE . w . bcw . heiter .
„ « «<bt» SiU ' 760 .8 — 3 .0 100 klar „

31 . « rg«. 7 Up 761 :8 — 9 .0 93 " w . bew . "

Verantwortlicher Redakteur :
Heinrich G 0 ll in Karlsruhe.



Bürgerliche Rechtspflege .
OefsentltLe Ladu »geu.

T .304 . Nr . 879 . Konstanz .
Abraham Gump von Wangen , ver¬
treten durch Rechtsanwalt Winterer ,
klagt gegen Jakob Wieland von
Schienen, dessen Aufenthalt zur Zeit
unbekannt ist, wegen eines unterm 26.
Februar 1878 abgeschlossenen Kuhkaufs
im Betrage von 500 Francs -- 400 M .
mit dem Antrag auf Verurtheilung des
Beklagten zur Bezahlung dieses Be¬
trags nebst 5"/« Zins vom 26. Februar
1878 , und ladet den Beklagten zur
mündlichen Verhandlung des Rechts¬
streits vor das Großh . Amtsgericht
Konstanz, Civilkammer I . , auf

Dienstag den 9. März d . I .,
Vormittags 8' !- Uhr ,

mit der Aufforderung, einen bei dem
gedachten Gerichte zugelassenen Rechts¬
auwalt zu bestellen . Zum Zwecke der
öffentlichen Zustellung wird dieser Aus¬
zug der Klage bekannt gemacht .

Konstanz den 22 . Januar 1880 .
Der Gerichtsschreiber

des Großh . Landgerichts.
Nothweiler .

T .320 . 1 . Nr . 2738 . Pforzheim .
Taglöhner Josef Krayß von Pforz¬
heim hat gegen seine an unbekannten
Orten abwesende Ehefrau , Rostna
Krayß , geb . Schwarz , bei Großh . bad .
Amtsgericht Pforzheim Klage dahin
erhoben , dieselbe habe , anzuerkennen ,
daß der Kläger einen auf ihren Namen
bei der Sparkasse Pforzheim deponir-
ten Betrag zu erheben berechtigt sei.
Termin zur mündlichen Verhandlung
des Rechtsstreites wurde auf

Freitag den 19 . März 1880 ,
Vormittags 9 Uhr ,

Respiciat H . (Zimmer Nr . 1 ) bestimmt .
Pforzheim, den 22 . Januar 1880 .

Großh . bad . Amtsgericht.
Der Gerichtsschreiber:

Schsnthaler .
Orffentliidk Zuk - Uang- : .

T .236 . 2 . Nr . 992 . Villingcn . Die
Stadtverrechnung Villingcn zu Bilfin¬
gen , vertreten durch Stadttechner
Günther , klagt gegen die Marie
Winkler , geb. Maier , von Villingcn,
zur Zt . an unbekannten Orten , aus
Forderung für Benützung eines Haus¬
brunnens , mit dem Anträge auf Ver-
urthcilung zur Bezahlung von 149 M .
28 Pf . und ladet die Beklagte zur
mündlichen Verhandlung des Rechts¬
streits vor das Großherzogliche Amts¬
gericht zu Villingcn auf

Montag den 15 . März 1880 ,V ormittags 9 Uhr .
Lurn Zwecke der öffentlichen Zu¬

stellung wird dieser Auszug der Klage
bekannt gemacht .

Villingcn, den 22 . Januar 1880 .
Ramsp erg er ,
Gerichtsschreiber

des Großherzoglichen Amtsgerichts .
T .227 . 2 . Nr . 452 . Freiburg .

Rechtsanwalt I ' e Köhler dahier hat
Namens der Gebrüder Gumpel in
Bruchsal gegen Wilhelm Nah , Satt¬
ler in Maulberg , z . Zt / flüchtip , Klage
auf Zahlung von 369 M . 9 7 Pf . nebst
6 / Zinsen aus Waarenlie ferung bei
der I . Civilkammer des Gr oßh . Land¬
gerichts Freiburg erhoben und ladet
den Beklagten zu dem vor genanntes
Gericht aus .

Mittwoch den 3 . M är z d. I . ,
Vormittags 8 - Uhr ,

bestimmten Termin mit der Aufforde¬
rung , einen bei dem Landgerichte Frei¬
burg zugelassencn Anwalt zu bestellen .

Zum Zwecke der öffentlichen Zu¬
stellung wird dieser Auszug der Klage
bekannt gemacht .

Freibura , den 23 . Januar 1880.
Der Gerichtsschreiber

des Großh. bad . Landgerichts .
W e r r l e i n.

T .230. 2. Nr . 1157 . Mannheim .
Rechtsanwalt Cäsar Barazetti in
Mannheim

klagt gegen
Lackirer Anton Petry von Homburg
vor der Höhe , früher in Mannheim
wohnhaft, jetzt an unbekannten Orten
abwesend ,

wegen eines Anspruchs aus gericht¬
licher Vertretung in den Jahren 1876 ,1877 , 1878 , 1879, 1880 mit dem An¬
träge , den Beklagten zur Zahlung von170 Mark 49 Pf . zu verurtheilcn, das
Unheil vorläufig für vollstreckbar zuerklären , und ladet den Beklagten zur
mündlichen Verhandlung vor das Großh .
Amtsgericht Mannheim , Civilrespiciat1U - , zn dem auf
Samstag den 21 . Februar 1880 ,Vorm . 9 Uhr ,

bestimmten Termin .
Zum Zwecke der öffentlichen Zustel¬lung wird dieser Auszug der Klage be¬kannt gemacht .
Mannheim , den 11 . Janüar 1880.Stoll ,

Gerichtsschreiber des Großherzoglichen
Amtsgerichts.

T .248 . 2. Nr . 1286 . Mannheim .Der Sägmühlenbesitzer Georg Gen¬
gend ach zu Pforzheim, vertreten durch
Rechtsanwalt Leonhard in Heidelberg,klagt gegen den SchreinermeisterFranz
Holdermüller von Heidelberg, zur
Zeit an unbekannten Orlen , aus einem
Wechsel vom 1 . November v . I . , mit
dem Anträge auf Berurtheilung des
Beklagten zur Zahlung von 500 Mark
nebst 6"/o Zinsen vom 1. Januar d . I .
und 7 Mark 60 Pf . Wechselunkosten ,
und ladet den Beklagten zur mündlichen

Verhandlung des Rechtsstreites vor die
Kammer für Handelssachen des Groß¬
herzoglichen Landgerichts zu Mannheim
auf den

12 . März 1880, Vorm . 9 Uhr ,mit der Aufforderung, einen bei dem
gedachten Gerichte zugelassenen Anwalt
zu bestellen .

Zum Zwecke der öffentlichen Zustel¬
lung wird dieser Auszug der Klage
bekannt gemacht .

Mannheim , den 22 . Januar 1880.
Mechl .er ,

Gerichtsschreiber des Großherzoglichen
Landgerichts.

T .249 . 2. Nr . 1975 . Heidelberg .
Der Fischer Fritz Ueberle zu Hei¬
delberg , vertreten durch Rechtsanwalt
Leonhard daselbst , klagt gegen den
Schreiner Franz Holdermüller zu
Heidelberg , jetzt an unbekannten Orten
abwesend , aus einem von dem Letzteren
an die Ordre des Klägers ausgestell¬
ten , am 25. Dezember 1879 fällig ge¬
wesenen, auf die Summe von 210 M .
lautenden Wechsel, mit dem Anträge auf
Berurtheilung des Beklagten zur Zah¬
lung der 210 Mark nebst Zins zu 6 '/ ,
vom 25 . Dezember 1879 , und ladet den
Beklagten zur mündlichen Verhandlung
des Rechtsstreits vor das Großherzog¬
liche Amtsgerichi zu Heidelberg (I . Re¬
spiciat ) auf

Freitag den 5 . März 1880,
Vorm . 9 Uhr .

Zum Zwecke der öffentlichen Zu¬
stellung wird dieser Auszug der Klage
bekannt gemacht .

Heidelberg, den 22. Januar 1880 .
Der Gerichtsschreiber :

Fabian .
ÄvulukSocksahre»

T .338 . Nr . 2871 . Heidelberg .
Das Großh . Amtsgericht Heidelberg
hat beschlossen:

Ueber das Vermögen des Georg
Schuhmann , Gastwirths zum Ochsen
und Krämers in Mauer , wird heute
am 30 . Januar 1880 , Vormittags 10
Uhr, das Konkursverfahren eröffnet .

Herr Waisenrichter I . C . Winter
in Heidelberg wird zum Konkursver¬
walter ernannt.

Konkursforderungen find bis zum
1. März 1880

bei dem Gerichte anznmelden .
Es wird zur Beschlußfassung über die

Wahl eines anderen Verwalters , sowie
über die Bestellung eines Gläubigeraus¬
schusses und eintretenden Falls über
die m 8 120 der Konkursordnung be¬
zeichnten Gegenstände, sowie zur Prü¬
fung der angemeideten Forderungen auf

Montag den 8 . März 1880 ,
Vorm . 8ssr Uhr ,

vor dem obenbezeichneten Gerichte Ter¬
min anberaumt.

Allen Personen, welche eine zur Kon¬
kursmasse gehörige Sache in Besitz
haben oder zur Konkursmasse etwas
schuldig sind, wird aufgegeben , nichts
an den Gemeinschuldner zu verabfolgen
oder zu leisten , auch die Verpflichtung
auferlegt , von dem Besitze der Sache
und von den Forderungen , für welche
sie aus der Sache abgesonderte Befrie¬
digung in Anspruch nehmen , dem Kon¬
kursverwalter bis zum 80 . Februar
1880 Anzeige zu machen .

Heidelberg , den 30 . Januar 1880.
Der Gerichrsschreiber :

Braungart .
'

T .344 . dir . 1948 . Schwetzingen .
Den Konkurs des Land -

wirths Jakob Walter von
Oftersheim betr .

Gegen den flüchtigen Landwirth Jak .
Walter von Oftersheim ist am 21.
Januar 1880 , Vormittags 9 Uhr , der
Konkurs eröffnet morden .

Zum Konkursverwalter wurde Th .
Kappes , Registrator a. D . dahier , er¬
nannt .

Konkursforderungen sind bis zum
7 . Februar l. Js . bei dem Gerichte an¬
zumelden .

Es wird zur Beschlußfassung über
die Wahl eines definitiven Konkurs¬
verwalters , sowie über die Bestellung
eines Gläubigerausschusses, und ein¬
tretenden Falls über die in 8 120 der
Kvnkursordnung bezeichnten Gegen¬
stände Termin auf

Freitag den 13. Februar l . I . ,
Vormittags 9 Uhr ,

und zur Prüfung der angemeideten
Forderungen auf

Freitag den 27 . Februar l. I . ,
Vorm . 9 Uhr ,

vor dem Unterzeichneten Gerichte an¬
beraumt.

Men Personen, welche eine zur Kon¬
kursmasse gehörige Sache in Besitz
haben oder zur Konkursmasse etwas
schuldig sind , wird aufgegeben , nichts
an den Gemeinschuldner zu verad-
solgen oder zu leisten , auch die Ver¬
pflichtung aufcrlcgt, von dem Besitze der
Sache und von den Forderungen , für
welche sie aus der Sache abgesonderte
Befriedigung in Anspruch nehmen , dem
Konkursverwalter bis ^um 13. Febr.
l. I . Anzeige zu machen .

Schwetzingen, den 21 . Januar 1880.
Der Gerichtsschreiber

des Großh . bad . Amtsgerichts.
T .346 . Nr . 3958 . Karlsruhe .

Ueber das Vermögen des Zimmer
Meister Wilhelm Ulrich in Teutschneu -
reuth wird , da derselbe seine Zahlungs¬
unfähigkeit erklär : hat , heute am 3l .
Januar 1880, Vormittags 9 Uhr, das ,
Konkursverfahren eröffnet .

Herr Kaufmann Wilhelm Merke 'jr .

in Karlsruhe wird zum Konkursver¬
walter ernannt.

Konkursfordcrungen sind bis zum
26 . Februar 1880 bei dem Gerichte an¬
zumelden .

Es wird zur Beschlußfassung über
die Wahl eines anderen Verwalters ,
sowie über die Bestellung eines Gläu¬
bigerausschusses und eintretendenFalls
über die in 8 120 der Konkursordnuyg
bezeichneten Gegenstände auf
Dienstag den 24. Februar 1880,

Vormittags 9 Uhr ,
zur Prüfung der angemeideten Forde¬
rungen auf

Dienstag den 9 . März 1880 ,
Vorm . 9 Uhr , .vor dem Unterzeichneten Gerichte Ter¬

min anberaumt . -
Allen Personen , welche eine zur Kon¬

kursmasse gehörige Sache in Besitz ha¬
ben oder zur Konkursmasse etwas
schuldig sind, wird aufgegeben, nichts
an den Gemeinschuldnerzu verabfolgen
oder zu leisten , auch die Verpflichtung
auferlegt, von dem Besitze der Sache
und von den Forderungen , für welche
sie aus der Sache abgesonderte Befrie¬
digung in Anspruch nehmen , dem Kon¬
kursverwalter bis zum 26 . Februar
1880 Anzeige zu machen .

Großh . Amtsgericht zu Karlsruhe .
Vorstehender Gerichtsbeschluß wird

hiermit öffentlich bekannt gemacht ?
Karlsruhe , den 31 . Januar 1880 .

Gerichtsschreiberei
C . Eisenträger .

Verm» >i >llS, -oso » >! rinn en
T .323 . Nr . 695 . Freiburg . Die

Ehefrau des Fuhrmanns Josef Tre -
scher jung , Brigitta , geb. Rvhrwasser,
m Güntersthal , hat gegen ihren Ehe¬
mann eine Klage auf Vermögensab¬
sonderung bei dem Großh . Landgericht
Freibura erhoben .

Der Termin zur Verhandlung ist auf
Dienstag den 9 . März d . I .,

Vormittags 8V - Uhr ,
bestimmt , was hiermit zur Kenntniß
der Gläubiger gebracht wird.

Freiburg , den 22 . Januar 1880 .
Gerichtsschreiberei

des Großh . bad . Landgerichts:
1>e. Harden , Sekretär .

T . 312 . Nr . 578 . Karlsruhe .
Durch Urtheil vom 29 . Dezember v . I .
wurde die Ehefrau des Bierbrauers
Karl Maier , Marie , geb . Warth , in
Lichtenthal für berechtigt erklärt, ihr
Vermögen von demjenigen ihres Ehe¬
mannes abzusondern.

Dies wird hiermit zur Kenntniß der
Gläubiger gebracht.

Karlsruhe , den 12. Januar 1880 .
Der Gerichtsschreiber

des Großh . Landgerichts.
A m a n n.

T .345 . Nr . 1949 . Schwetzingen .
Den Konkurs des Land-

wirths Jakob Walter von
! Oftersheim betr.
i Beschluß
! Auf Antrag der Ehefrau des Gant¬
schuldners und in Anwendung des 8 40
des Einführungsgesetzes zu den Reichs¬
justizgesetzen wird

ausgesprochen :
i die Ehefrau des Gantschuldners, Anna
: Maria , geb . Roßrncker, wird für berech -
! tigt erklärt , ihr Vermögen von dem -
! jenigen ihres Ehemannes abzusondern,
l Dies wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht .

Schwetzingen, den 21 . Januar 1880 .
Der Gerichtsschreiber

des Großh
^

Amtsgerichts .

Aiiffordcriwg
T .278 . Nr . 454. Eberb ach . Jo¬

hann Georg Laier von Strümpfel¬
brunn , geboren den 7 . September 1772 ,
dcsertirte im Jahre 1802 als churpfäl¬
zischer Soldat mit Rücklassung eines
Vermögens von 83 fl . 31 kr.

Derselbe wurde mit Beschluß Großh .
Bezirksamts Eberbach vom 3 . Januar
1830 für verschollen erklärt.

Seine damals bekannten Erben woll¬
ten die von ihnen gegen Aussolgungdes Vermögens verlangte Sicherheit
nicht leisten , und wurde deßhalb das
Vermögen bei Großh . Staatskasse hin¬
terlegt.

Letztere wünscht nun , daß die Hinter¬
legung, welche schon über 30 Jahre
statt hat, aufgehoben und das Geld
den Erben des Verschollenenausgefolgt
werde .

Als solche haben sich bereits gemeldet :
Jakob Keßler Ehefrau , Karolina ,

geborene Haas , und
Schneider Johann Gottlieb Ettncr ,

beide von Strümpfeldrunn .
Wir fordern nun alle Diejenigen auf,

welche rechtliche Ansprüche auf das Ver¬
mögen des Verschollenen zu machen
haben, oder Nachweisen, daß sie näher
erbberechtigt sind, als die genannten
zwei Erben , sich

binnen vier Wochen
dahier zu melden , widrigenfalls die
Letzteren in den Besitz des Vermögens ,
welches zur Zeit mit Zinsen und Zinses-
zinscn in 318 M . 33 Pf . besteht , end-
giltig eingewiesen werden.

Eberbach, den 14. Januar 1880 .
Großh . bad . Amtsgericht.

F . Grimm .
tz . IMUUdluUu »

T .300 . Nr . 281 . Meßkirch . Anna
Lantenbach er , ledig , 48 Jahre alt,
von Althcim wurde durch richterliches
Erkcnntniß vom 8 . Januar 1880 , Nr .
158, wegen Gcmüthskrankheit für ent¬

mündigt erklärt und Ludwig Blender ,
Gemeinderath von Altheim , heute zumVormund derselben ernannt.

Meßkirch , den 26 . Januar 1880.
Großh . bad . Amtsgericht.

Köllenberger .
rbvoriodvvgr»

T .281 . Mahlberg . Perpetua
Bübrle , am 8 . März 1826 zu
Kappel a . Rh . geboren , deren Aufent¬
haltsort längst schon unbekannt , ist zur
Erbschaft ihrer am 16. November 1879
verstorbenen Schwester, Rosa Bührle ,
ledig , von Kappel a . Rh . , berufen.

Die Berufene und beziehungsweise
deren etwaige Rechtsnachfolger und
event . weitere Verwandte der Erblasse¬
rin werden andurch mit Frist von

drei Monaten
zur Vermögensaufnahme unter dem
Bedeuten vorgeladen, daß im Falle des
Nichterscheinens die Erbschaft dem
Staate , als Demjenigen zugetheilt
würde, welchem sie zukäme , wenn die
Vorgcladenen zur Zert des Erbanfalles
nicht inehr gelebt hätten.

Mahlberg , den 26 . Januar 1880 .
Der Großh . Notar .

L . Mühl .
T .97 . 2 . Durtach . Zu der Erb¬

schaft der am 26 . Dezember 1879 ver¬
storbenen Johann Friedrich Weiler
Wittwe, Elisabeth« , geb . Kiefer von
Durlach , sind durch das Gesetz mitbe¬
rufen :

1 . 1871

er,
3 .

Lisette Philipp , im Jahre
nach Frankreich gezogen ,
Johann Streik , Schuhmache
seit 1874 auf der Wanderschaft,
Luise Streik , früher ohne Geschäft
in Karlsruhe , wohnhaft, sämmtlich
von Durlach .

Der gegenwärtige Aufenthalsprt
dieser Personen ist zur Zeit unbekannt.

Dieselben werden deßhalb hiermit zu
der Bermögensaufnahme und zu den
Theilungsverhandlungen mit dem Be¬
deuten vorgeladen, daß , wenn sie nicht
innerhalb drei Monaten

bei dem Unterzeichneten Theilungsbe
amten erscheinen, die Erbschaft Denen
zugetheilt werden wird , denen sie zukäme ,
wenn die Geladenen zur Zeit des Erb¬
anfalls nicht am mehr Leben gewesen
wären.

Durlach , den 7 . Januar 1880 .
Der Großh . Notar .

H . B u ch .
Havdclrre- ttt r-EillirSge.

T .276 . Nr . 392 . Waldkirch .
Die Führung der Han¬

delsregister betr .
Beschluß .

Unterm Heutigen wurde unter O .Z.
2 zum Genossenschaftsregister einge¬
tragen : „ Simonswälder Darlehens¬
kassenverein. Eingetragene Genossen¬
schaft .

" Der Gesellschaftsvertrag ist
vom 7 . Januar 1880 ; der Sitz der
Genossenschaft ist in Simonswald .
Gegenstand des Unternehmens ist : sei¬
nen Mitgliedern die zu ihrem Geschäfts¬
und Wirchschaftsbetriebenöthigen Geld¬
mittel unter gemeinschaftlicher Garantie
in verzinslichen Darleihen zu beschaffen,
sowie die Anlage unverzinst siegender
Gelder zu erleichtern und auf diese
Weise , sowie durch Herbeiführung son¬
stiger geeigneter Einrichtungen die Ver¬
hältnisse der Mitglieder in sittlicher und
materieller Beziehung zu verbessern .

Die zeitigen Vorstandsmitglieder sind :
" . Bürgermeister Schultis in Alt¬

simonswald;
b . Bürgermeister Trenkle in Has¬

lachsimonswald;
Heinrich Wehrtein Untersimons¬
wald ;

u . Peter Stratz in Haslachsimons¬
wald ;
G . Schultis fr . in Altsimons¬
wald.

Alle öffentlichen Bekanntmachungen
sind durch den Vereinsvorsteh er zu un¬
terzeichnen und in der „ Breisgauer Zei¬
tung " bekannt zu machen .

Das Verzeichniß der Genossenschafter
kann jederzeit bei dem Amtsgericht Un¬
gesehen werden . >

Waldkirch , den 15. Januar 1880 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Speri , !
ZwanftSveittciaelUiig . !

T .308 . Kandern . !

Steigerungs -- !
Ankündigung. I

In Folge richterlicher Verfügung ^
werden den Johann Friedrich Oswald !
Vater und Söhnen von Tannenkirch
am
Dienstag dem 10 . Februar d . I ., !

Nachmittags 2 Uhr , !
im Rathhause zu Tannenkirch die unten
verzeichnten Liegenschaften öffentlich
versteigert , und dabei der Zuschlag er-
checkt, wenn der Anschlag oder mehr
geboten wird :

1 . 15 Ar 1 ? Meter Acker im
Längersten, tax . zu . . .

2 . 1 Vrl . 31 Ruthen Matten
in der Breitmatt , tax . zu .

3 . 54 Ruthen Acker im Schor¬
bach, tax . zu . 40

Sämmtlichc Stücke auf Gemarkung
Tannenkirch .

Hievon erhalten die vermißtenSchuld¬
ner Johann Friedrich Oswald Sohn
und Johann Oswald mit dem Anfüge«
Nachricht , daß der Kaufpreis baar zu
bezahlen ist, daß wenn sie Versteigerung
auf Zahlungszieler wünschen , eine
schriftliche Einwilligung aller Gläubi¬
ger oder eine deßfallsige richterliche

Verfügung bcizubringen wäre, und daßwenn sie sich nicht durch einen im J „-lande wohnenden Gewalthaber wech^,vertreten lassen , alle weiteren etwanöthigen Verfügungen in dieser Sach»
ledigsich an die Gerichtstafel an Eröff-nungsstatt angeschlagen würde.

Kandern , den 6 . Januar 1880 .
Der Großh . Notar

Kaiser .
Verm . Bekanntmachungen .

P .802 . 2 . Nr . 56 . Rastatt .
BremüwUversterqeruiiq .

Aus diesseitigen Domänenwaldungen
Abth. I. 1 , 4, 13, 21 ; I . 11 , 12, 14

'
17, 23 ; >>l. 3 , 4 u . 6 versteigern wir
mit Bewilligung einer unverzinsliche»
Borgfrist bis 1 . November l. I .

Mlttw 0 ch den 4. k. Nt . ,
Morgens 9 Uhr,

im Rathhaus in Rothenfels .
Eichen : > Kl . 2 , Kl . 4 , >V . is

Ahorne: 4 ; Eschen : 3 ; Hainbuche : 1
Rothbuchen: 8 ; Erlen : 1 ; Tannen
Stämme : - t' . 3 ; Kkötze: I Kl . 3 ; li
Kl . 18 ; il . KI . 29 ; Forlenstämme : IV
Kl . 51 ; V Kl . 15 ; Klötze . I . Kl . 2 ; H.
u . IU. Kl . 128 ; Lärchenstämme : >> - Kl.
1 ; 57 buchene Wagnerstanaen ; 4 Ster
Schleiftröge (2 Ster 2 lang) .

302 Ster buchenes , 4 Ster eichenes.
1 Ster ahornenes und eschenes Scheit - ,
140 Ster buchenes , 5 Ster eichenes
und 6 Ster gemischtes Prügelholz ;
3875 buchene , 1000 gemischte Ober¬
holzwellen .

Die Waldhüter Greif u. Schott¬
in üll er in Rothenfels u . Kl euer u.
Wick in Michelbach zeigen auf Ver¬
langen das Holz vor.

Rastatt , den 28 . Januar 1880 .
Großh . Bezirksforstei Rorhenfels .

__ Fü r st enwerth ._

Backwaaren.

Weine.

Biere.

und der Milch.

6,000 M .
des Bedarfs

3 .300 M .
des Bedarfs

1 .300 M .
des Bedarfs

1,800 M .

M.
120

200

P .757 . 3 . J .Nc . 82 . Rastatt .
Submissions - Verge¬

bung.
Das Garnison -Lazareth hier begibt

die Lieferung nachstehender , in der Zeit
vom 1 . April 1880 bis dahin 1881 er¬
forderlichen Gegenständein Submission,
und zwar
am Montag dem 16/Februar 1880 ,

Vormittags 10 Uhr ,
die Lieferung der Todtensärge. Werth
des Bedarfs circa . . . . 100 M .

Vormittags 11 Uhr
die Lieferung des künstlichen SelterS -
wassers . Werth des Bedarfs

circa . . . 400 M .
am Dienstag dem 17. Februar1880 ,

Vormittags 10 Uhr ,
die Lieferung der Reinigungsmateria¬
lien . Werth des Bedarfs ,

circa . . . 200 M .
Vormittags 11 Uhr

die Lieferung der Brktualien und Kolo-
nialwaaren . Werth des Bedarfs

circa . . 7,000 M .
Fleischwaaren. Werth des Bedarfs

circa . . 12,000 M .
Werth des Bedarfs

circa .
Werth

circa .
Werth

circa .
Werth

circa .
Die Offerten sind zu den bezügliche»

Terminen verschlossen und mit der ent¬
sprechenden Aufschrift versehen , an das
Lazarethbureau einzusenden , woselbst
auch die näheren Bedingungen emge-
sehen werden können .

Rastatt , den 22 . Januar 1880 .
_ Königliches Garnison -Lazareth.

Stamm - und Nutzholz-
Versteigerung.

Im hiesigen Stadtwald (Forstbezirk
Pilippsburg ) werden am
Mittwoch dem 4. und Doncrstag

dem 5 . Februar d . I -,
jeweils Morgens 9 Uhr anfangend,
zur öffentlichen Versteigerung gebracht:

181 Eichenstämmc bis 16 Mir . Länge
und 5 FM . messend,

38 Forlenstamme (Holländer I . Kl.)
dis 2,75 FM . messend,

2 Ruschenstämme ,
1 Lindenstamm,

24 Ster eichen Nutzholz l . Kl . *
Zusammenkunft in Abth. 5 .
Phtlippsburg , den 28 - Januar 1880 .

Bürgermeisteramt :
M . Götzinger .

_ Funck .
P .815 . Schutterwald .

Stammholz-Versteige¬
rung.

Die Gemeinde Schutterwald , Be¬
zirksamt Offenburg , versteigert am

Mittwoch den 4 . Februar ,
Vorm . 10 Uhr

anfangend, in ihrem Gemeindewald
folgende Holzsortcn:

1 . 83 Stück Elchen , worunter sich
10 Holländer Stämme befinden,

2. 6 Stück Eschen ,
3 . 2 , Buchen,
4. 8 „ Birken,
5. 2 „ Erlen ,

gegen Barzahlung vor der Abfuhr-
Zusammenkunft nn Hiebschlag Nr . 6.
Schutterwald , den 28 . Januar 1880.

Der Gemeinderaih
Bürgmstr . Hausmann .

Druck und Verlag brr G . Brauu ' schen Hafbuchdru ckerei .
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